
Prof. Dr. Steinitz (PDS):

Gestern wurde rechtzeitig bis 18.00 Uhr ein gemeinsamer An­
trag von 12 Abgeordneten der SPD, des Bündnis 90/Grüne und 
der PDS abgegeben. Er betrifft die Verwendung der Erlöse aus 
der Veräußerung des Volksvermögens für die Entschuldung des 
Staatshaushaltes bis zu einer angemessenen Größe, wie es in der 
Stellungnahme zum Staatsvertrag heißt.

Gestern wurde diese Frage schon diskutiert und begründet, 
warum es sehr wichtig ist, daß die Höhe dieser angemessenen 
Verschuldung bzw. die Kriterien zur Bestimmung dieser Höhe 
eindeutig bestimmt werden. Deshalb besteht der Inhalt dieses 
Antrages darin, die Regierung aufzufordern, eine verbindliche 
Erklärung abzugeben zur Bestimmung der Höhe der angemes­
senen Verwendung von Mitteln aus der Veräußerung des Treu­
handvermögens für die Entschuldung des Staatshaushaltes.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Also mir liegt hier etwas vor, woraus ich entnehme, daß es sich 
- vielleicht unformuliert - handelt um einen Antrag betreffend 
Deckung der Staatsschulden aus dem Treuhandvermögen. Der 
Antrag lautet, die Regierung solle in Verwirklichung der im 
Punkt 2 der Stellungnahme enthaltenen Feststellung die Ver­
wendung der Erlöse aus der Privatisierung des volkseigenen 
Vermögens für die Deckung der Staatsverschuldung in ange- 

'essener Höhe eine verbindliche Erklärung als Standpunkt der 
R zur zulässigen Höhe dieser Staatsverschuldung abgeben.

Das heißt, der Antrag lautet, um es kurz zusammenzufassen, 
die Summe, die für die Staatsverschuldung genommen werden 
muß, soll von der Regierung verbindlich erklärt werden, was die 
angemessene Höhe ist.

Prof. Dr. Steinitz (PDS):

Beziehungsweise, wenn es nicht möglich ist, die absolute Hö­
he festzulegen, die Kriterien zu bestimmen, die zur Festlegung 
dieser Höhe maßgeblich sind.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Also die Sache ist klar, die hier beantragt worden ist. Der Text, 
der Satz ist ein bißchen kompliziert.'Darum habe ich ihn so verle­
sen. Jetzt steht lediglich die Frage, ob dieser Sachgegenstand 
heute auf die Tagesordnung aufgenommen werden soll. 
Wünscht dazu jemand das Wort? - Bitte schön.

'Tfrof. Dr. Kühne (CDU/DA):

Ich schlage vor, meine Damen und Herren, diese Frage, die be­
reits im Vorfeld des Staatsvertrages umfänglich diskutiert wor­
den ist, zunächst in die zuständigen Ausschüsse, sprich Finanz - 
und Wirtschaftsausschuß, zu verweisen, um eine sachliche Be­
handlung zu ermöglichen.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Dieses ist in der Tat auf alle Fälle erforderlich, aber das setzt 
voraus, daß wir es auf die Tagesordnung aufsetzen. Dann kön­
nen wir das ohne Diskussion an die Ausschüsse überweisen, das 
ist eine Möglichkeit.

Diese Überweisung an die Ausschüsse ist freilich nicht mög­
lich, wenn das nicht auf der Tagesordnung steht.

Sachlage klar. Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht.

Wer ist dafür, daß das auf die Tagesordnung aufgenommen 
wird, den bitte ich um das Handzeichen. -

Wer enthält sich der Stimme? - Das sind wieder so viel Enthal­
tungen, daß das gezählt werden muß. Tut mir leid.

Prof. Dr. Steinitz (PDS):

Ich habe eine Frage dazu. Es wurde eben vom Ausschußvorsit­
zenden begründet, daß es zweckmäßig ist, diesen Antrag zur Be­
ratung in die Ausschüsse zu überweisen. Ich glaube, darüber 
müßte doch eigentlich Konsens bestehen, daß es notwendig ist, 
daß in diesem Haus eine Klärung dieser Frage wichtig ist, und 
Sie haben jetzt dagegen gestimmt, es an den Ausschuß zu über­
weisen.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Ich bitte um Entschuldigung. Es handelt sich darum, daß wir 
in einer Abstimmung sind und die Debatte zur Geschäftsord­
nung zu diesem Punkt war abgeschlossen. Da hatte ich vorher 
gefragt.

Sie können nicht nach einer Abstimmung oder mitten in einer 
Abstimmung die Geschäftsordnungsdebatte wieder aufnehmen. 
Es tut mir leid. Das ist nicht möglich.

Wir müssen bloß noch einmal abstimmen, weil wir hier vorn 
als Tagungsvorstand beim besten Willen die Mehrheitsverhält­
nisse nicht dem Augenschein nach entscheiden können.

Ich bitte die Schriftführer, wieder nach vorn zu kommen und 
uns beim Zählen zu helfen.

Ich frage noch einmal: Wer ist für die Aufnahme dieses Tages­
ordnungspunktes auf die Tagesordnung? Den bitte ich um das 
Handzeichen. -

Danke. Wer ist gegen den Überweisungsantrag? - Wer enthält 
sich der Stimme? - Mit Ja haben gestimmt 141 Abgeordnete, mit 
Nein 147 Abgeordnete. Damit ist die Aufnahme auf die Tagesord­
nung abgelehnt. Danke schön.

(Unruhe im Saal)

Das betrifft ja jetzt nur die Verhandlung heute.

(Beifall bei der PDS-Fraktion)

Bitte schön, noch zur Tagesordnung.

Frau Barbe, Vorsitzende des Ausschusses für Familie und 
Frauen:

Ich bin Vorsitzende des Ausschusses für Frauen und Familie. 
Wir haben vor zwei Wochen einen Entschließungsantrag zur Fri­
stenregelung ordnungsgemäß und fristgerecht beim Präsidium 
eingereicht. Eine Woche lang war dieser Entschließungsantrag 
spurlos verschwunden. Ich freue mich, daß dieser Entschlie­
ßungsantrag sich in dieser Woche doch wieder im Präsidium an­
gefunden hat. Ich frage nun, wann steht er auf der Tagesord­
nung und beantrage damit gleichzeitig, ihn heute auf die Tages­
ordnung zu setzen.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Dazu kann ich folgendes erklären: Das Präsidium hat diesen 
Antrag vorliegen gehabt. Er ist nicht auf die Tagesordnung ge­
setzt worden, weil wir uns entschlossen hatten, alle Tagesord­
nungspunkte, die nicht unbedingt bis zum 2. Juli verhandelt wer­
den müssen, auch erst in der ersten Juliwoche auf die Tagesord­
nung zu setzen.

635

Wer ist dagegen? - (Beifall bei den Koalitionsfraktionen)


